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Die schriftliche parlamentarische Anfrage der Abge­

ordneten zum Nationalrat Dr. Leitner und Genossen, Nr. 2452/J be­
treffend die Genehmigung von Agrarinvestitionskrediten durch den 
Bundesminister, beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Die Einleitung zur Anfrage enthält die polemische Unter­
stellung, Anträge um Agrarinvestitionskredite würden aus partei­
politischen Gründen über Ministerweisung positiv erledigt werden, 
obwohl sie auf grund der Vergabe-Richtlinien abzulehnen wären. Dies 

ist unrichtig. 

Wenn sich allerdings ein Bauer dadurch besch\tJert erachtet, 
daß AlK-Anträge seitens der Förderungsstelle nicht angenommen oder 
abgelehnt werden, ohne daß das aufgrund der Richtlinien gerechtfer­
tigt wäre, dann wird dieser Fall geprüft und im Sinne der Richt­

linien erledigt. 

Diese Vorgangsweise trägt zur Rechtssicherheit bei und 
erzeugt keineswegs, wie die Fragesteller behaupten, Rechtsunsicherheit. 
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zu 1) Dem Bundesministerium ist kein Fall bekannt, wonach Agrar­
investitionskredite entgegen den vom Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft erlassenen Vergabe-Richtlinien be­
willigt wurdeno 
Daher erübrigt sich die Beantwortung der Frage 2 und 30 

zu 4) In den Sonderrichtlinien für die Gewährung von Zinsenzuschüssen 
zu Krediten für Investitionsmaßnahmen in der Land- und Forst­
wirtschaft (Agrarinvestitionskredit-Aktion 1983) ist unter 
Punkt 15 der allgemeinen Bestimmungen unter anderem festge­
halten, daß es dem Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft vorbehalten ist, in begründeten Fällen einzelne Ausnahmen 
von den Bestimmungen der Sonderrichtlinien zu genehmigen. 
Von diesen Bestimmungen wird nur in Einzelfällen und nur unter 
der Voraussetzung Gebrauch gemacht, daß von der zuständigen 
Förderungsstelle ein diesbezüglicher Antrag mit ausführlichem 
Fachgutachten vorgelegt wirdo 

Zur Sicherstellung einer bundeseinheitlichen Vorgangsweise 

kann die Entscheidungsbefugnis über derartige Ausnahmefälle nicht 
an die Landeslandwirtschaftskammern übertragen werdeno 
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